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k k ^ I, k>e r r e i s : In Karlsruhe Uttd auswärts frei in» Hau« geliefert für April 6000 « — Eiujelnunnuer 200 ■* — An teigen , ebühr : 125 Jt für 1 mm Hshi und ein Siebentel Breit«. Brief« und0 :<ltct frei . Tri L icterbet, »xcu tariffcsirr S.atatt . irr al« KasenralaU oil» „nv reineisen werte« kann , wen» nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Amtlich« Lntelge» sind direktan tie Eestlästbstelte ter Karlsruher Zeitung, Badischer LtaatSangeiger, Karl-Frietrichstr. 1» zu senden und werde » in Bercinbaruiig mit dem Ministerium de« Innern berechnet. Bei stlageerbebnng , jwangSweiser Beitreibungund Krulurirrrsallen soll « ter 8>abalt Irrt . ErfilitingSert KatlSruhe. — I «> Aalte vrn höherer Gewalt, Streik, Sperre, Aussperrung, Maschineubruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb« oder in denen unserer Lieferantenhat ter Irisercut lei»« Lufpriichc, fcD« tie Zeüung rersibtit , in tescl ranlicni Umfauge oder nicht erichrtul. — Kür telephonisch,« Abbestellung von Anzeige» wir» keine Sewahr übernoinuien. UnoerlanzteDrucksachen undBiannskitpt» werten nicht zuruckgcgcben und e« wird keinerlei Berpfiichtung zu irgendwelchervergütunz überaoimnen.

Amtlicher Teil .
DcspreMungen mit dem Neicbs-

ernsbrungsminister .
** Aus seiner Reise zum Besuch der süddeutschen Reglern « »

Ken kam der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft ,
Dr . Luther , in Begleitung des Staatssekretärs Dr . H e i n -
riet am Donnerstag abend nach Karlsruhe , um mit der
badischen Regierung Fragen der Ernährungswirtschaft , vor
allem im Hinblick auf die Besetzung voll badischen Landesteilcn
zu erörtern . Am Freitag vormittag fand im Ministerium des
Innern eine Besprechung statt , zu der Vertreter einzelner
Stadtverwaltungen und Handelskammern eingeladen waren .

Reichsminister Dr . Luther legte in großen Zügen die
Politik der Reichsregierung dar . In der darauf
lebhaft einsetzenden Aussprache kamen eine Reibe von bedeut¬
samen Einzelsragen der Ernährungswirtschaft zur Erörterung ,
wobei festgestcllt werden konnte, daß es gelungen ist, Schwierig¬
keiten in der Lebensmittelversorgung zu beheben. Die erschie¬
nenen Vertreter versicherten den Reichsminister der vollen Un¬
terstützung und brachten die Entschlossenheit zum Ausdruck, in
ihrem Widerstand nicht hinter der Abwehraktion an der Ruhr
zurückzubleiben .

Die neue bad. Mlobnabgabe .
Nach der Landtagsvorlage des Arbeitsministeriums .

Am nächsten Mittwoch oder Donnerstag hat sich der badische
Landtag mit der dritten Beratung des badischen Ausführungs¬
gesetzes zuin Wohnabgabegejetz nach den vom Reichstag vorge¬
nommenen Beschlüssen zu beschäftigen . Der Schwerpunkt der
finanziellen Tragweite des Gesetzes liegt in dem Passus : „Die
Abgabe beträgt vom 1. Januar 1923 ab für das Jahr 315 vom
Hundert des Steuerwerts ." Das ist die künftige Wohnabgabe
für Baden .

Das Arbeitsministerium hat der Vorlage eine sehr umfang ,
reiche und eindrucksvoll gehaltene Begründung beigegeben , die
verdient , der Öffentlichkeit nicht vorenthalten zu werden . Es
heißt darin :

„In der Vorlage wird der Geldentwertung deutlich Ausdruck
verliehen . Es wird vor allem gezeigt , wie wenig die großen
Zahlen bedeuten . Bade » ist mit de » Sätzen für die Wohn -
abgabe immer wesentl . ch über die vom Reich vorgeschriebenen
hinausgegangen . Im Juli letzten Jahres wurde die Wohn¬
bauabgabe auf 15 Proz . des Steuerwertes festgesetzt: jetzt be¬
antragt das Arbeitsministerium 63V Proz . Das ist scheinbar
eine gewaltige Erhöhung , in Wirklichkeit ist damit nicht einmal
die seit Juni letzten Jahres eingetretene Geldentwertung aus¬
geglichen. Im Reichstag waren alle Parteien darüber einig ,
daß der Wohnungsmarkt nicht freigegeben werden kann. Der
Wohnungsausschuß hat auch den Grundsatz ausgestellt , daß de
Vorhandenen Wohnungen das Geld für den Wohnungsbau auf¬
bringen müssen. Der Reichstag hat aber bei der Festlegung
der Abaabesätze nicht die notwendigen Schlußfolgerungen ge¬
zogen , er hat die Sätze gemessen am Geldwert und sie bei den
Baukosten viel zu niedrig festgesetzt.

Die Wohnabgabe wird von vielen Leuten auch mit dem Ein¬
wand bekämpft, die Belastung wäre unerträglich ; diese Leute
ber^ iven ganz , daß bei freier Wirtschaft der Wohnungsauf¬
wand auf das 19— 15sache von dem steigen würde , was jetzt
auf Grund des Reichsmietengesetzes und der Wohnbauabgabe
bezahlt werden muß . Unter der freien Wirtschaft hätten wir
kein Geld zum Bauen und kein Klein - »der Sozialrentner
könnte von den Lasten befreit werden , wie wir es bei der Ab¬
gabe tun können. Das Banen von Miethäusern durch Private
ist, von allen andern Hindernissen abgesehen , schon deswegen
ausgeschlossen , weil Baugelder zu einem erträglichen Zinsfuß
nicht zu haben sind.

Die Begründung der Regierungsvorlage enthält reiche» Ma -
lerial über alle Zweige der Wohnungswirtschaft . Material ,das für alle volkswirtschaftlich Denkenden von größtem Inter¬
esse ist. Oft hört man den Einwand , es geschieht doch nichtsi
Aus der Vorlage ist ersichtlich, daß in den Jahre « 1921 und
1922 8762 Wohnungen mit Hilfe von Zuschüssen erbaut wur¬
den. Bon diesen Bauten sind noch nicht alle vollständig fertig¬
gestellt . Bei einer Reihe , namentlich der in den größeren
Städten begonnenen Bauten , wird sich die Fertigstellung we¬
gen der sprunghaften Steigerung der Baukosten noch in das
Jahr 1823 hinüberziehen .

Bon besonderem Interesse ist die Berteiluug der mit Zu »
schössen bedachten Wohnungen auf die verschiedenen Grütze«,
klassen der Gemeinden und ein Vergleich mit der entsprechenden
Bautätigkeit in den Jahren 1818 bis 1922.

1819 1920 1921/22
Woh-

i % Woh» Woh-
7 .

Gemeinden mit
nungeri nungeti nungen

tber >00000 Einw .
Gemeinden mit

r6000 bi»

619 20,43 142 6,20 1787 20,39

190000 Einw -
Gemeinden mit

8009 bis

442 14,59 547 24,14 1297 14,80

20000 Einw -
Gemeinden mit

Weniger als

1655 54,62 1183 52,16 3915 44,69

200 » Einw . 314 10,36 391 17,44 1763 20,12
Zusammen 3030 190- 2268 ; oo 8762 100

ES ergibt sich hieraus , daß die Zahl der mit Baukostenbei¬
hilfen erstellten Wohnungen in den Gemeinden mit weniger
als 20 000 Einwohnern im Jahre 1819 10,36 vom Hundert be»
trug , dann im Jahre 1920 auf 17,44 und im Jahre 1921/22
auf 20,12 vom Hundert der in diesen Jahren mit Zuschüssen
überhaupt bedachten Wohnungen gestiegen ist . Es ist dies auf
die Tätigkeit der Bezirkswohnungsverbände zurückzuführen , da
durch die Zusammenfassung der Mittel der Gemeinden unter
10 000 Einwohner auch den kleineren Gemeinden eine Bau¬
tätigkeit ermöglicht werden konnte und diese Möglichkeit von
den Landgemeinden erfreulicherweise auch auSgenützt wurde .

Die Gesamtzahl der in den Jahre « 192i und 1922 erstellte »
Wohnungen ist noch wesentlich größer , da zahlreiche Bauten
ohne Baukostenbeihilfen auSgeführt wurden . Nach den regel¬
mäßigen Meldungen , welche die Bezirksbaukontrolleure an¬
läßlich der Rohbaurevisionen erstatten , wurden erstellt :

1921 5 351 Wohnungen ,
1922 7 695 Wohnungen ,

während im Jahre 1914 nur 5114 Wohnungen
neu gebaut wurden .

Die Wohnungsnot ist trotz der Bautätigkeit der Jahre 1921
und 1922 noch nicht wesentlich vermindert . Nach einer auf 1.
Januar 1922 bei badischen Gemeinden veranstalteten Erhe¬
bung wurde ein dringendster Wohnungsbedarf von 26 50 » Woh¬
nungen festqestellt. Durch die Bautätigkeit ist hiervon im
Jahre 1922 nahezu ein Drittel (29,0 vom Hundert ) gedeckt wor¬
den . Demgegenüber ist aber zu berücksichtigen, daß nach den
regelmäßigen statistischen Mitteilungen der 16 größten Städte
des Landes die Zahl der Wohnungsuchenden infolge weiterer
Zuwanderungen und weiterer Heiraten erheblich gestiegen ist.Am Ende des Jahves 1922 betrug die Zahl der Wohnungsuchen¬den in diesen 16 Städten 43 680 . Hierunter befanden sich13 014 Tauschwohnungen , die hier ausscheiden können . Von den
übrigen 30666 Wohnungsuchenden werden von den Woh¬
nungsämtern 13 811 als dringlich, 10158 als berechtigt und
6697 als vorläufig zurückstellbar bezeichnet. Von den genann¬ten 30 666 wohnungsuchenden Familien waren wohnungslos6132 Familien , 19 407 waren in Notwohnungen untergebracht ,5456 suchten eine Wohnung wegen ihrer bevorstehenden Hei¬rat . Der Rest suchte aus sonstigen Gründen eine neue Woh¬
nung . Der dringendste Bedarf an neuen Wohnungen darf nachdem heutigen Stand für das Land wohl noch auf 25 060 an¬
genommen werden .

Das Reichswohnabgabengesetz geht nun von der Friedens¬
miete aus ; es muß nach dem neuesten Gesetz für Staat und
Gemeinde je das 16fache, insgesamt also das 30fache der Frie¬densmiete , erhoben werden . Länder und Gemeinden haben das
Recht, höher zu gehen . Batun erhebt die Abgabe nach dem ,Steuerwerk , wcbei 7 Prozent vom Steuerwert gleich der ein¬
fachen Friedensmiete gesetzt wurden . Nach den vom Reich fest¬
gesetzten Sätzen wären in Baden zu erheben für das Land 105
Prozent vom Steuerwert und für die Gemeinden der gleiche
Satz . Der wohnungsabgabepflichtige Steuerwert ist für da»
ganze Land noch nicht endgültig festgestellt . Nimmt man , w e
bei den bisherigen Berechnungen , den Gebäudesteuerwert nachdem Stand vom 1 . April 1919 mit 4 633 054 157 M ., so ergibt
sich folgende Berechnung :

Ab-
gabc -
satz

Abzüge für Ver-

Roheinnahmen
waltung , Befrei¬
ung und Reichs¬

abgabe
Reineinnahmen '

für das Land

Betrag
*4. M . M. M .

105 4 864 706 865 1544 235260 3 317 471 605

Die Einnahmen würden also gegenüber den Sätzen vom
Juli hetzten Jahves eine Steigerung von 556 Millionen auf3317 Millionen erfahren , das ist der sechsfache Betrag . Die
Baulosten find aber in bicfCnt Zeitabschnitt um das sechszigfache
gestiegen . Setzt man die Friedensbaukosten — 1 , so ergeben
sich etwa folgende Zahlen als das Vielfache der Friedrnsbuu »
kosten am Ende der einzelnen Monate dieses Jahres .

1922 1922

Januar 23
November
Dezember

700
1500

April 53 1923
Juli 92 3000
September 300 Januar (2000 )
Oktober 380 Februar 5 -- 6000

Eine Wohnung mit 3 oder 4 Zimmern und Küche von etwa
70 qm, die im Frieden vielleicht 5500 M . kostete, würde nach
den Baupreisen vdn Ende Februar 1923 auf etwa 30 000 000
Mark zu stehen kommen ; obwohl von manchen Stellen noch
höhere Beträge errechnet werden , so ist den nachstehenden Be -
rechnungen ein niederer Durchschnittssatz zugrunde gelegt
worden .

Die Bauherrn werden künftighin in der Größe der Wohnung
mit Rücksicht auf die Not der Zeit sich erheblich einschränken
müssen. So wird z. B . notwendig sein, daß Häuser , die später
als Einfamilienhäuser dienen sollen, zunächst für die Zeit der
größten Wohnungsnot 2 Wohnungen mit je 2 Zimmern , gege¬
benenfalls auch nur ein Zimmer und Küche enthalten , und daß
erst später die Zusammenlegung zu einer Wohnung erfolgt .

Um möglichst viele , wen » auch kleinere Wohnungen zu ge¬
winnen . beabsichtigt deshalb das Arbeitsministerium , nur für
Wohnungen bis zu 50 qm Wohnfläche die vollen Einheitssätze
an Baudarlehen zu gewähren und in geeigneten Fällen aus¬
drücklich vorzuschreiben, daß größere Wohnungen für minde¬
stens etwa 10 oder 15 Jcchre als zwei Wohnungen benützt wer »

den müssen und erst später zu einer Wohnung zusammengelegk
werden dürfen .

Von der Reichsregierung sind ferner mit den Verbänden
der Baustofferzeuger und der Baustoffhändler Verhandlungen
über die Verbilligung der Baustoffe geführt und zu einem end¬
gültigen Abschluß gebracht worden , wonach diese sich verpflich¬
ten , entweder Pauschalbeträge an Reich und Land zur Ver¬
billigung der Baustoffe abguführen , oder den einzelnen Bau¬
herrn Rabatte auf die Lieferung zu gewähren . Der Umfang
dieser Verbilligung läßt sich noch nicht übersehen, es ist aber
doch dadurch eine nennenswerte Verbilligung des Bauens zu
erwarten .

Unier Berücksichtigung dieser Umstände soll mit einem durch¬
schnittlichen Bauaufwand für eine 2—3-Zimmerwohnung v»u
20 Millionen Mark gerechnet werden . Von diesem Betrag hätte
der Bauherr vorab 10 Prozent , also 2 Millionen Mark, als
-Ertragswert zu übernehmen . Von den restlichen 18 Millionen
Mark würde ein Drittel mit 6 Millionen Mark als Landesdar¬
lehen und ein gleicher Betrag als Gemeinde - (Verbands - ) pflicht-
darlehen gegeben werden ; der Rest wäre durch freiwillige Er¬
höhung des Gemeinde - (Verbands -)darlehenS zu decken.

Aus der Reineinnahme einer Landesabgabe von 105 Prozent
mit 3317 Millionen Mark könnten also nur 553 Wohnungen
ein Landesdarlehen von je 6 Millionen Mark erhalten . Ge¬
genüber den im Jahre 1922 mit Zuschüssen bedachten Woh¬
nungen wäre dies noch nicht einmal ein Zehntel . — Mit einer
nennenklwerten Erstellung von Bauten durch Private ohne
Baukostenbeihilfen ist bei den außerordentlich gestiegenen Bau¬
preisen im Jahre 1923 nicht zu rechnen.

Es bedarf wohl keiner näheren Darlegung , daß ein drrar.
tiges Ergebnis bei der gegebenen Wohnungsnot durchaus »»«
erträglich ist. Müßte die Wohnungsbautätigkeit derartig stark
zusammenschrumpfen , so würde damit für viele die Hoffnung
schwinden , eine Wohnung zu erhalten .

Eine starke Einschränkung der Bautätigkeit bedingt aber auch
eine entsprechende Arbeitslosigkeit im Baugewerbe und darüber
hinaus , da das Baugewerbe ein Schlüsselgewerbe für viele in¬
dustrielle und handwerkliche Betriebe ist, eine Arbeitslosigkeit
oder Arbeitseinschränkung für diese Betriebe . Nach einer Dar¬
stellung des Deutschen Bauarbeiterverbandes sind in Baden
im Baugewerbe einschließlich der Anstreicher, Dachdecker , Gla¬
ser. Zimmerleute usw . etwa 27 000 Arbeiter beschäftigt. Ge¬
mäß dem verminderten Grade der Bautätigkeit ist zu befürch¬ten . daß wir mindestens 10 000 Erwerbslose erhalten werden .Wenn hiervon 4000 mit Notstandsarbeiten beschäftigt werden
können , und die anderen unterstützt werden müssen, so sind fol¬
gende Aufwendungen für die öffentlichen Gewalten für den

! Monat notwendig :
1 . Unterstützende Evwerbslosenfürsorge :

6000 + 25 Untcrstühnngstage + 2500 Unterstützungssatz =5
875 Millionen Mark.

2 . Produktive Erwerbslosenfürsorge :
4000 4 - 25 Arbeitstage + 6090 Förderungssatz — 500 Mil¬

lionen Mark , zusammen 875 Millionen Mark.
Bei einer Arbeitslosigkeit von 6 Monaten wären demnach

aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge 5250 Millionen Mark
notwendig .

Um mit der Zeit aus der Wohnungsnot herauszukommen »wäre in Baden mindestens die Erstellung von 5000 Wohnuuge »
jährlich geboten . An Landesdarlehen wären hierfür nach obi¬
gen Berechnungen 6 Millionen 4 - 5000 — 30 000 Millionen
Mark erforderlich . Dies entspricht an Wohnungsabgabe de»
Landes allein rund 930 vom Hundert des Steuerwerts oder
13 235 vom Hundert des Friedensmietwertes .

Das Reich bat die Wohnungsabgabe auf dos 60fache erhöht.
In Baden betrug der Satz für das Land bisher 7Z vom Hun¬dert des Steuerwerts , das 60fache wären also 450 vom Hun¬
dert — 6428 v . H. des Friedensmietwerts . Obwohl eine Woh-
nungsabgabe in dieser Höhe im Hinblick auf die vorhanden «
Wohnungsnot und die drohende Arbeitslosigkeit durchaus not-
wendig wäre , sieht die Regierung mit Rücksicht auf die derzel-
tigen schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse von einem sol¬
chen Vorschlag ab. Durchaus vertretbar und dringend not¬
wendig aber hält die Regierung einen Betrag in der dreifachen
Höhe des vom Reich vorgeschriebenen Pflichtsatzes , also 318
vom Hundert des Steuerwerks — 4500 v. H. des FriedenSmiet -
wertS für das Land und einen Pflichtzuschlag für die Gemein¬
den (Verbände ) in gleicher Höhe."

(Nachdruck deS vorstehenden Zahlenmaterials erwünscht.) *

Politische Neuigkeiten.
Loucbeur in London.

Der Besuch LoucheurS ist, laut einem Telegramm des Lon »
doner Korrespondenten der «Franks. Ztg .", offensichtlich zueinem polittscheu Ereignis geworden, so schreibt der „Manche¬
ster Guardian ". Am Sonntag suchte Loucheur Lloyd George
in Cherb, am Dienstag Baldwin in ChequerS auf und hatte
darauf ein zweistündiges Gespräch mit Binar Law in Daw -
li,h ; ferner ronferierte der Franzose mit Philipp Llvhd Greane
vom Handelsamt und mit einem anderen wichtigen Politikers
auch lunchte er mit Lord Bornham , dem Besitzer des „Daily
Telegraph ", und kam schließlichnoch mit prominenten Bankier »
und Jndusttiellen zusammen . Heute wird er mit Lord Derby
konferieren . Verschiedentlich wird betont, daß Pvincare Lou¬
cheurS private Informationsreise ausdrücklich gebilligt hast«,
waS überhaupt die Voraussetzung dafür war, daß der « Misch»
Premierminister Loucheur empfing .



Die Kommentare der Blätter und privater . Beobachter flehen
dahin, daß die gemäßigteren Ansichten Loucteurs , der seiner¬
zeit mit Lloyd George in Chequers hen bökänMen'M'epakationS-
plan atifgestellr bat unb der als Gegner der Ruhr ?Aktion be¬
kannt , ist^ für Frankreich allmählich wieder etwas größere . Be¬
deutung gewännen. Wie weit die Spekulationen dabei gehen,
ist ans dem Kommentar des » Manchester Guardian " ersichtlich»
deffen Londoner Korrespondent erklärt , es gebe Leute, , welche
aläubteü , daß der im Block Po 'ncarLS bemerkbare Riß rasch ,
den Zusammenbruch de» ganzen Gebildes herbeiführen werde,
« id daß für diesen Fall Loucheur der natürliche Nachfolger
wäre ; andere ftlaubten, daß Poincare sein Kabinett umbilden

Serbe und Loucheur schon entsprechende Zeichen gegeben habe.
oineare babe überdies auch mit Herriot ein Arrangement zu¬

sammengeflickt und es sei gegenwärtig in der französischen Po-
Atik schlechterdings nicht« unmöglich. Der »Manchester Guar -
Iran " schließt : So lange Loucheur eine aktive Kraft in der
französischen Politik darstelle, könne man nicht sagen, daß die
Entente völlig gestorben sei, und der Besuch eines so geschickten
«nd praktischen Franzosen , der jetzt gekommen sei, um mit den
englischen Staatsmännern die schweren Probleme Auge in
Aüge zu erörtern , müffe unbedingt Früchte bringen .

Die oben erwähnte Tatsache eines Zusammentreffens von
Burnham und Loucheur braucht, wie der Korrespondent weiter
sagt, nicht dahin interpretiert zu werden , daß dem gestrigenArtikel des diplomatischen Korrespondenten des „Daily Tele-
- raph " über eine mögliche Lösung der Ruhr -Krisis ungewöhn¬
liche Bedeutung zukäme; doch ist auf jeden Fall der Wunsch ,Bt« Diskussion zu eröffnen, unverkennbar .

Im Anschluß an seine Zusammenkunft mit Lloyd George
hatte der vormalige Minister und Finanzsachverständige Lou-
chenr eine Unterredung mit Bonar Law in Torquay . wo der
britische Ministerpräsident sich von den Anstrengungen der
Parlamentssession erholt. Es verlautet , daß Loucheur dem
Premierminister Einzelheiten eines Wiedrrherstellungsvlanes
« itgcteilt hat , der von den gemäßigten Elementen Frankreichs
unterstützt wird, und umfaßt : 1 . Die Herabsetzung der Gesamt¬
summe der Wiederherstellungen ; 2. die Ausgabe einer inter¬
nationalen Anleihe ; 3. eine internationale Garantie der Ver¬
träge .

Dobn deutschen Protesten !
Der Brief von General Jacqursmont

an den Oberbürgermeister von Essen lautet folgendermaßen ;
Herr Bürgermeister ! In Beantwortung Ihres Briefes vom

8. April beehre ich mich. Ihnen davon Kenntnis zu geben, daß
die angestellte Untersuchung den Beweis erbracht hat , daß Ihre
Ausküirfte irrig waren oder daß di« Tatsachen mit Willen ent¬
stellt worden sind . Die ganze Verantwortung fällt auf die
Direktoren der Kruppschen Fabrik . Die Strasmaßnahmen , die
Eie fordern , sind also schon im Gange , da ja eine gewisse An-
»ihl dieser Direktoren bereits verhaftet worden ist . Ich w der-
srtze mich daher der öffentlichen Bestattung der am 31 . März
gefallenen Arbeiter nicht unter der Bedingung , daß' die Ord¬
nung nicht gestört wird , denn ich bin der Meinung , daß diese
Zwischenfälle nicht durch die Arbeiter selbst , sondern durch die
Vertreter des Kapitalismus , welche sie gegen die französischen
Soldaten aufgehetzt haben, verursacht worden sind . Sie wer¬
bt n für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung persön.
Ikch verantwortlich gemacht . Sie wollen mir bitte ferner vorherden Weg des Leichenbegängnissesbekannt geben, gez . Jacques -
mot.

Die deutsche Antwort .
Diesem Schreiben hat der Vertreter des Oberbürgermeisters

gegenüber dem General folgende Antwort zuteil werden lassen :
„ Was am Ostersamstag in Essen geschehen ist und wen die

Schuld dafür trifft , das liegt bereits in unzweifelhafter Klar¬
heit vor den Augen der gesamten Welt . Die Vorgänge sind auf
das Genaueste und Gewissenhafteste festgestcllt worden, in er¬
ster Linie von dem Betriebsrat der Arbeiter der Firma Krupp.
Das Ergebnis der Untersuchung hat , wie Sie wissen , der Reichs-
rrgierung Anlaß zu diplomatischen Schritten bei den Unter¬
zeichnern des Versailler Friedens gegeben. Die weitere Nach-
,»rüfung der bisher festgestellten Tatsachen mag genau so vor
der ganzen zivilisierten Welt erfolgen, wie ihre Mitteilung an
ste ergangen ist. Wir find davon überzeugt , daß sie restlos vor
der Prüfung bestehen werden. Demgegenüber haben Sie den
Ihnen von mir mitgeteilten Sachverhalt als irrtümlich oder ab¬
sichtlich entstellt bezeichnet und die Verantwortlichkeit für die
Vorfälle auf die Leitung des Kruppschen Werkes und die Re¬
präsentanten des Kapitalismus gewälzt. Gleichzeitig haben Sie
auf men Ersuchen, die Schuldige« zur Verantwortung zu
ziehen, geantwortet , daß das bereits durch die Verhaftung der
Kruppschen Direktoren geschehen sei . Ich habe geglaubt hoffen
zu können, daß die Vorfälle vom Ostersamstag auch von Ihnen
objektiv festgestellt und gewürdigt würden . Wenn dies von
Ihnen nicht geschieht , so hätte die Essener Bevölkerung doch we¬
nigstens erwarten können, daß Sie auf den Protest der Stadt ,
der voll Ernst und Trauer die Vorgänge feststellt , nicht mit
Ausführungen antworten , die gegenüber der Bürgerschaft wie
Hohn wirken müssen. Seien Sie überzeugt, daß Ihr Schreiben
In der Bürgerschaft, die angesichts der furchtbaren Opfer der
französischen Kugeln von Gefühlen des Schmerzes tief erregt
tst , gleichzeitig Gefühle schärfster Entrüstung Hervorrufen wird ."

In der gleichen Angelegenheit hat der stellvertretende Regie¬
rungspräsident in Düsseldorf, Oberregierungsrat Lutterbeck ,
an den General Denvignes folgendes Schreiben gerichtet:

Am 2. April hat der Oberbürgermeister der Stadt Esten beim
General Jacqursmot in schärfster Weise gegen die Bluttat am
Karsamstag protestiert und Maßnahmen gefordert , die einen
ähnlichen Mißbrauch der bewaffneten Macht ausschließen. Da¬
rauf schrieb der General am 4 . April , die .ganze Verantwortung
fällt auf das Direktorium der Kruppwerke. Sanktionen , die
Sie fordern sirrd schon im Gange , da eine bestimmte Anzahl die¬
ser Direktoren verhaftet worden ist . Angesichts der Ungeheuer»
üchkeit der Bluttat , angesichts der 13 Toten und der übrigen
Opfer , unter denen nochcheute verschiedene mit dem Tode rin¬
gen, angesichts der Entrüstung der ganzen Welt über dieses
Ereignis , muß die Antwort des Generals als Hohn und als ein
Schlag ins Gesicht empfunden werden. Ich bin sicher. Herr
General , wenn Sie . wie es gestern .ein von mir beauftragter
Vertreter tat , das Krankenhaus in Esten besuchen , und dort mit
eigenen Augen die Qualen der Verwundeten sehen würden , daß
Sie dann die Äußerung , die Jacquesmot tat . als eine Äußerung
von nicht zu Lbertreffrnder Unmenschlichkeit bezeichnen wür¬
den . Wie ich flammenden Protest erhob gegen das frivole Spiel
» it Menschenleben, das von der französischen Truppenabteilung
Hktrieben worden ist, so erhebe ich schärfste Anklage gegen diese
»»erhörte Verhöhnung der Gefühle einer leidenden Bevölke¬
rung . Soll man also wirklich aus den Worten Jarquesmots
»ntnehmen , daß er die Bluttat für gut und recht befindet und
den Führer der Abteilung , welcher die Feuereröffnung gegen
die wehrlosen Menschenmaffcn befahl, von jeder Verantwor¬
tung freisprecheu will ? Mag der General so denken , so durfte
doch nie und nimmermehr «ine solche Äußerung laut von tbm
getan werden . Von Ihnen , Herr General , erwarte ich, daß Sie
den Befehlshaber veranlassen , Maßnahmen zu treffen , um die¬
sem frivolen Ton , wie er in dem Schreiben vom 4 . April beliebt
» ird, ein für allemal ein Ende zu machen . Hat denn wirklich

der örtliches Befehlshaber von Esten keinen Sinn für sie -Ge¬
fühle der bis aufs Blut gepeinigten Bevölkerung ? Endlich bitte' IchSie -dringend , dafür zu sorgen,' daß die Brrhandlungen gegen -

^die Direktoren , auf deren sofortiger Freilassung ich nach wie
vor bestehe , unter keinen Umstände« vor der Brerdigung drr

„ Opscx stattfindcn . Die Volksmaste ist . in einer Weise erregt ,daß sie eine gegen ihr eigenes Enipfindcn gerichtete Stellung ,
„ ahme des französischen Kriegsgerichts nicht stillschweigend hin¬
nehmen könnte. Es liegt also im eigenen Jntcreffe der Be¬
satzung. alles zu vermeiden, was vor der Beerdigung der allge-
meinen Entrüstnng Neue Nahrung zuführen könnte.

Die Folterkammer von Wredeney.
Unter dieser Überschrift gibt die „Bossische Zeitung " eine

Protokollaufnahme des »Deutschen Transportarbeiterverüan »
des " aus dem „Vorwärts " wieder. Sie enthält die Aussagen
zweier Telegraphenarbeitcr über ihre Erlebniffe während einer
Verhaftung am 7. und 8. März . S,e hatten auf der .Straßeeinen elektrischen Verteiler offen gefunden und geschlossen.Der ' Vorgang war von den Franzosen beobachtet worden, die
behaupteten , sie hätten französische Leitungen zerstört . Sie
wurden verhaftet und zunächst in Einzelzellea gesperrt , deren
eine von Ratten wimmelte und eine Menge Unrates enthielt .Daün wurden sie gefesselt weitertransportiert , wobei ste, von
Schmerz gequält , in völlig gebückter Gangart gehen mußten .Die , Handschellen waren durch Eisenkugeln, die in die Ketten
eingegliedert waren , besonders schmerzhaft gemacht .

Sie würden dann von vier Gendarmen empfangen, die über
eine> halbe Stunde lang mit Reitpeitschen, Gnmmischläuchenund gedrehten Eisenstöcken auf sie losschlugen. Die Schläge
gingen zum Teil über den Kopf und waren so wuchtig , dastder Getroffene nach vorne taumelte , worauf er einen Schlagunter das Kinn bekam und wieder rückwärts taumelte . Dereine der Mißhandelten hat nach der Feststellung eines Essener
Arztes durch die Schräge auf den Hiuterkopf das Gehör deseinen Ohres vollständig, das des anderen teilweise verloren .Bis . dahin war überhaupt kein Verhör vorgenommen worden.Als man dieses begann — wieder nur durch Gendarmen —
wandte man erneut Foltermittel an , um jetzt „ Geständnisse"
zu erpressen. Man eröffnete dem einen der beiden, er würde
innerhalb fünf Minuten erschossen worden, ließ auch vier Po¬
sten eintretcn , die laden mutzten und sich zwei Meter von dem
Bedrohten aufstellten . Es wurde kommandiert : „Zum Schußfertig !"» und der scheinbar Todgeweihte glaubte seine letzteMinute gekommen, bat , seine Mutter noch einmal sehen undeinen Geistlichen sprechen zu dürfen . Beides wurde ihm unter
Hohn und neuen Schlägen abgelehnt, dann aber erfolgte das
Kommando : „Gewehr ab !", und das Ganze entpuppte sich alseine Farce ! Ta indessen nichts auf den Leuten herauszuholenwar, sperrte man sie wieder in Einzelhaft , und der eine von
ihnen erhielt einen Tritt vor den Unterleib, worauf er zweiStunden bewußtlos liegen blieb. Nachdem man die beiden
Männer zu allem anderen noch zwei Tage lang hatte vollstän¬
dig hungern lasten, obwohl sie mehrmals um Wasser und Brot
gebettelt hatten , bekamen sie erst im Zuchhaus , wohin man sie
inzwischen transportiert hatte , die erste Nahrung .

Im Zuchthaus überzeugten sich die oberen Beamten ansche»-nend schnell von der Unschuld der beiden Arbeiter , die zweiTage lang wehrlos in den Händen der bestialischen Gendar¬
men gewesen waren . Sie wurden mit dem einen Worte :
„ Raus ! " entlassen, ohne daß ihnen die geringste Genugtuung
zuteil wurde.

Es genügt, diesen Bericht kurz wiederzugeben, jeder Kom¬mentar erübrigt sich .

Demission des Ikabinetts Branting .
Die Stockholmer sozialdemokratische Regierung Branttng hatgestern ftüh offiziell ihre Demission eingereicht. Zur Lösungder Krisis niuß der König, der zurzeit an der Riviera weilt,nach Stockholm zurückkehren .
Aus den Berichten über die Debatte in der Ersten Kammer

des Reichstages ergibt sich , daß die Führer der drei bürgerlichen
Fraktionen : Liberale , Bauernbündler und Konservativ: klar
und deutlich der Negierung Branting das geforderte Vertrauen
verweigern. Soweit sich bisher übersehen läßt , werden der libe¬
rale Führer Egman und der Konse ^ ative Trygger voraussicht¬
lich eine liberalükonservative Regierung bilden, in der die
Bauernbündler gleichfalls vertreten sein werden.

In der Außenpolitik muß das neue Kabinett der öffentlichen
Meinung des Landes Rechnung tragen , um deren Haltung sich
die persönliche, rein französisch orientierte Außenpolitik Bran -
tings kaum gekümmert hat.

Herzu schreibt die » Frkf. Ztg .
" in einer ihrer „Bemerkungen"

der Nr . 255 folgendes:
„In Schweden hat das Kabinett Branting eine Niederlage

erlitten . Herr Branting hat in der Ersten Kammer des schwe¬
dischen Reichstages aus Anlaß der Frage der Gewährung von
Arbeislosenunterstühung bei Streiks und Aussperrungen die
Vertrauensfrage gestellt . Die Frage ist von der Mehrheit der
Kammer , wie eigentlich vorauszusehen war , verneint worden.
Es stimmten 76 Mitglieder der Kammer , Konservative, Liberale
und Bauernbündler gegen die Regierung , 60 Sozialdemokraten
und einige wenige Liberale für sie. Schon vor vierzehn Tagen
hat Branting in der Ersten Kammer eine Niederlage erlitten .
Damals aber harte er der Vorsicht halber vorher erklärt , daß er
sich mit einem Vertrauensvotum der Zweiten Kammer begnü¬
gen würde . Dadurch entging er der Notwendigkeit des Rück¬
tritts , aber damals schon wurde er von seinen Gegnern als
„Sieger für einen Tag " bezeichnet . Daß er nun nachträglich
doch die schleichende Krise zu einer Entscheidung gebracht hat, ist
dem Anschein nach auf den Druck seiner eigenen, der sozialde¬
mokratischen Partei zurückzuführeü, die wohl aus taktischen
Absichten den Konservativen die Unmöglichkeit , eine haltbare
Regierung zu bilden, klar machen will. Nachdem Branting die
Vertrauensfrage auch in der Ersten Kammer gestellt hat , bleibt
ihm nur der Rücktritt übrig . Aber es ist die Frage , ob er nicht
doch wieder mit der Bildung der neuen Regierung betraut wer¬
den wird. Denn weder die Sozialdemokratie, noch die konser¬
vative Opposition besitzt eine regierungsfähige Mehrheit . Diese
kann nur mit Hilfe der Liberalen , die den Ausschlag nach rechts
oder links geben, gebildet werden. Es ist nun offenbar auch in
den Reihen der Liberalen ein gewiffer Überdruß an Herr »
Brantings Regierungsweise eingetreten , und schon seit dem
Ende des vorigen Jahres befand sich das Kabinett in einem
Zustand fast dauernder , immer wieder durch BrantingS tak¬
tische Geschicklichkeit beigelegter Krisen . Ist auch der unmittel¬
bare Anlaß der Niederlage Brantings eine Angelegenheit der
inneren Politik , so ist doch deutlich , daß die exponierte Stellung ,in die sich der Frankreichs Politik blind gurheißende Premiermi¬
nister begebebn hatte und in der er, eben infolge seiner einseitigen
Einstellung , sich Enttäuschungen und Mißerfolge zuzog. bei der
wachsenden Erregung der öffentlichen Meinung des Landes
über Frankreichs tyrannische Politik am Rhein und an der
Ruhr , nachteilig auf sesn politisches Ansehen im Lande zurück¬
wirkte. Mit einiger Berechtigung kann man sagen, daß auch
Branting für Frankreich gefallen ist. Wer nun auch die Lei¬
tung der Geschäfte in die Hand nehmen mag, es wird immer
eine etwas schwankende Lage entstehen, die nur durch eine
gründliche Änderung in der Zusammensetzung des Reichstags
beseitigt werden könnte."

Wirtschaftliches aus Frankreich.
» Französisch« Kohlenförderung Im Jahre 1322 : .5.. .
Die französische Produktion an Stein - und Braunkohle .

Koks- und Nebenprodukten zeigt im Jahre 1822 gegenüberdem Vorjahre die folgenden Veränderungen : '
1821 : 1922:

(1000 Tonnen )
Steinkohle 28 212 ■ 31163
Braunkohle 749 778
Koks 745 1 031
Nebenprodukte 2 484 2 >04

Die Steinkohlenproduktion der beiden Hauptgebiete der
französischen Steinkohlenvorkommcn, Pas de Calais und Nor-
den, bezifferten sich im Jahre 1022 auf 7,5 hezw . 7,8 Millio¬
nen Tonnen . Die Zahl der Arbeiter unter Tage stieg von
156 436 auf 161894, daggen verringerte sich die Zahl der Ar¬
beiter über Tage von 84 488 auf 74 183. ' .

In dem von Frankreich ausgenutzten Saargebiet wurden
im Berichtsjahre 11,2 Millionen Tonnen gefördert gegenüber
9,6 Millionen im Vorjahre . Die Koksproduktion erhöhte sich
von 176 773 auf 253 120. Die Gesamtzahl der im Saarberg¬
bau beschäftigten Arbeiter nahm von 72 374 auf 72 790 zu.

Was Frankreich der Saarstreik kostet.
Seit nahezu einem Monat dauert nunmehr die Arbeitsein¬

stellung in den Saarbergwerken . Welche einschneidenden Ver¬
luste die französische Volkswirtschaft durch den Bergarbeiter -
stretk erleidet, geht aus folgenden, uns aus Saarbrücken zu¬
gehenden Mitteilungen hervor : In der Stadt Saarbrücken tst
die Gasbeleuchtung auf das unerläßliche Mindestmaß be¬
schränkt worden. Der Ausfall an nichtgefördertcn Kohlen ist
auf 1L Millionen Tonnen im Werte von ungefähr 75 Mil¬
lionen Franken zu veranschlagen. Dazu kommen 3,7 Millio¬
nen Franken Ausfall an Kohlensteuer. Das wirtschaftlicheLeben des Saargebiets wird begreiflicherweise durch den
Stteik mit seinen mittelbaren und unmittelbaren Folgen
schwer betroffen . Darüber hinaus aber macht sich der Aus¬
fall der Saarkohle angesichts des völligen Fehlens der Repa-,
rationskohle der französischen Industrie äußerst fühlbar .

Keamtengehälter .
Im Reichsfinanzministerium begann gestern nachmittag un¬ter der Leitung des Ministerialdirektors v. Schlieben die Ver¬

handlung mit den Vertretern der Beamten - und Arbeitcrver -
bünde über die Frage » ob unter den gegenwärtigen Verhält¬
nissen eine Erhöhung der Beamtengehälter und Reichsarbeiter ,
löhne erfolgen solle . Offiziell sind die Verhandlungen nur zueiner Aussprache darüber bestimmt, wie die Rückzahlung und
Verrechnung der im Laufe des Monats März bereits gewähr¬ten Vorauszahlungen auf die Gehälter und Löhne geregeltwerden sollen . Von Regierungsseite wurde in den Verhand¬
lungen darauf hingewiesen, datz eine allgemeine Erhöhung der
Löhne und Gehälter auf das ganze Wirtschaftsleben Folgen
haben müsse , die im Gegensatz zu der angestrebten Markstabi-
lisicrung und Preissenkung stehen würden . Die Verhandlun¬
gen gestalteten sich sehr schwierig und dauerten in den späten
Abendstunden noch an .

putschvorbereitungen ln Thüringen .
Wie die „Eisenacher Volkszeitung" meldet, ist das Technikum

in Ilmenau in letzter Zeit der Tummelplatz nationalsozialisti¬
scher Hakenkreuzpropaganda gewesen. Vorgenommene Verhaf¬
tungen hätten bestätgt, daß diese Propaganda in engster Ver¬
bindung mit Bayern stand. Ter größte Teil der technischen
Schüler gehöre den Nationalsozialisten an . Haussuchungen
stellten fest , daß sich die militärische Organisation „ Verein der
Wanderer " nannte . Als Jnstruktionsstoff dienten Reglements
der Reichswehr; mit dienstlichen Stempeln der Reichswehr ver¬
sehene Jnstruktionsbücher wurden vorgefunden . Desgleichen
wurde Unterricht in der Handhabung von Militärwaffen er¬
teilt . Ferner wurde eine G .heimllste solcher Personen vorge¬
funden , gegen die mit Terror vorgegangen werden sollte. Haus¬
suchungen in Arnstadt bei putschverdächtigcn Elementen führten
gleichfalls zur Aufklärung von ähnlichen Vorbereitungen .

Die Lersplitterung des englischen
Liberalismus .

Dr . K. Stutterheim , der Londoner Sonderkorrespondent des
„Berliner Tageblatts " schreibt in Nr . 153 folgendes :

Als Lloyd George vor einigen Wochen seine vielbesprochene
Einigungsaufforderung an die ASquith-Liberalen richtete,
hatte es den Anschein , als db eine Einigung der beiden libe-
ralen Parteien vor der Türe stehe. Die erste Überraschung
war die auffallend kühle und zurückhaltende Antwort teS
alten Asquith und Sir John Simons , und man erkannte , daß
noch sehr große Schwierigkeiten vor allem bei den Führern
liegen, denn die Parteien sind des Bruderzwistes müde unv
drängen heftig auf eine Einigung . Die Engländer haben schon
die Beseitigung des Zweiparteiensystems durch das Aufkommen
der Labour Party ungern gesehen . Daß jetzt das Unterhaus
aus vier Parteien bestehen soll, ist ihnen vollends unsympa¬
thisch. Denn wie in den Geschäften, so liebt man auch in der
Politik einfache und übersichtliche Verhältnisse. Sodann kann
es sich aber der Liberalismus selbst nicht mehr erlauben , seine
Kräfte durch eine Zersplitterung zu verlieren , denn der libe¬
rale Gedanke scheint seine alte Anziehungskraft verloren zu
haben . Fast jeder Engländer , den man trifft , ist konservativ
cder Anhänger der Labour Party , und dazwischen scheint für
den Liberalismus kein Platz mehr zu sein.

Unter diesen Umständen dürfte eine Einigung des Liberalis¬
mus eine Lebensfrage sein . Da die Führer nicht weiter kom¬
men» so laben die Parteien die Initiative ergriffen . Die
Liberale Vereinigung in Leeds hatte den höchst einfachen Be¬
schluß gefaßt, sowohl Lloyd George wie Asquith zu einem
Frühstück einzuloden . Bezeichnenderweise hat Lloyd George
sofort zugesagt , Asquith aber hat srch zurückgehalten. Es
scheint , daß Asquith die schlechte Behandlung , die er wäh¬
rend des Krieges von Lloyd George erfahren . Nicht so leicht
verwinden kann. Jedenfalls liegen die Verstimmungen zwi¬
schen den beiden liberalen Führern tiefer , als man zunächst
annahm . Es kommt hinzu, daß mau bei den Asquithliberalen
fürchtet, Lloyd George werde nach der Einigung die Führer¬
schaft des Liberalismus ergreifen . Lloyd George hat zwar in
Edinburgh ausdrücklich erklärt , er verzichte für seine Person
auf eine Führerstellung ; aber man hält seinen Ehrgeiz und
seine Tatkraft für zu groß, als daß er sich auf die Dauer
mit einem zweiten Platz begnügen werde.

Die Zurückhaltung der Altliberalen will nicht besagen, datz
sie die Notwendigkeit der Einigung nicht einsehen. Aber sie
verlangen , daß die Einigung sich durch gemeinsame Arbeiten
und Abstimmungen im Parlament vollziehen soll . Sei die-
erst einmal erreicht, so komme die Einiguiig von selbst ohne
„theatralische Versöhnungsfeste" . Vor allem aber verlangen
sie, daß die Lloyd-George-Liberalen jeden Gedanken an eine
Zentralparkei , d. h. an eine Koalition mit dem linken Flügel
der Konservativen aufgeben . Auf dem linken Flügel der Kon¬
servativen sitzen bekanntlich die ehemaligen Lloyd-Georg> Mi-
nister Birkcnhead, Ehambrrlai » und Horue. Dies« dem Ka-



!8omtf L „w nicht angehörenden Exmtnistrr scheinen sich
-darria finden zu können, zur Untätigfeit verurteilt war»

Uti su sein- Man bezeichnet sie deshalb in England als „Bad
Loosers" schlechte Spielverlierer ) , im Gegensatz zu Churchill,
der sich ganz zurückhält. Diese Lloyd -Grorge-Minister haben
«ch neulich auf einem vielbesprochenenDiner versammelt, , das
Lord Birkenhead zu Ehren Lord BalfourS gab. Die hierbei
gehaltene Rede wurde, zwar , nicht veröffentlicht, aber wie die
»Daily Netvs" in den Wandelaängen des Parlaments hörte,
ist von einer Koalition zwischen den fortschrittliche» Konfer.
vativrn und den gemäßigten Liberalen gesprochen worden, de¬
ren Spitze gegen die Arbeiterpartei gerichtet sei . Wen» Lloyd
George anwesend gewesen wäre, schreibt das Blatt , so hätte
Vieles seinen Beifall gefunden . Denn seine Unionistischen
Freunde scheinen die Sache, für die er so viel gekämpft hat,
nicht verlassen zu wollen und , wie man hören könne , hätte er
auch nicht die Absicht, sie zu verlassen. Der Gedanke der
Zenlralpartri sei sehr lebendig, und weder die Regierung , iwch

die auf eine Einigung bedachten Liberalen könnten Hiera«
vorübergehen.

Inwieweit die . Daily News" mit diesen Mitteilungen Recht
hat- ist noch nicht zu übersehen. . Zur Beschleunigung des li¬
beralen Einigungsprozesses dürften aber derartige Dinersnicht

; beitragen . Es mutz allerdings gesagt werden, daß die öffent¬
liche Meinung im Lande von einer Zentralpartei nichts wissen
will und eii«: starke Abneigung des heutigen England gegen
Lloyd George besteht , dessen Stunde noch nicht gekommen zu
sein scheint . Trotzdem bleibt ein Mann wie Lloyd George eln
Faktor in , dem politischen Leben, mit dem gerechnet werden
mutz . Wohin fich eine so bewegte Natur wie Lloyd George
wenden wird, , wenn der .Liberalismus sich dauernd von ihm
abkehrt, ist nicht vorauszusagen Es fällt aber auf, mit wel -
«her Schärfe er sich abermals gegen die -Labour Party " wen¬
dete , als ob er hier den Feind wittere, von dem er sich be¬
freien müsse . Wie die . Zentral News " erfährt , hat ASqnity
die Einladung der liberalen Bereinigung von Leeds abrelehnt ."

Wadiscbe Mwcbenrückblicke.
«technische .Spionage im besetzten Mannheim ? — Der Kampf ttm das Hallenbad in Heidelberg. — Zur Einstellung dev Be¬
triebes der Pforzheimrr Straßenbahn . — Wucherbekämpfung und Hamsterei in Freiburg . — Aus dem Voranschlag der Stadt

Säckingen.
Die Franzosen haben nunmehr auch die Neckarstadt von

Mannheim besetzt. Ihre Posten stehen nunmehr am der-
kehrsreichsten Punkt des städtischen Weichbildes — an der
Friedrichsbrücke, gegenüber der Feuerwehrkaserne . Insbeson¬
dere der Futzgängerverkehr leidet darunter sehr, da der Bür¬
gersteig vor dem Neckarvorstadtbahnhof gesperrt ist, die Strotze
wegen des stets umfangreichen Verkehrs der Fuhrwerke , Last¬
kraftwagen und vielen Linien (Waldhof. Jndustriehafen , Ka¬
tertal , Feudenheim ) der elektrischen Stratzenbahn für den
Fußgänger nahezu unpassierbar ist . Kleinere Reibungen mit
den dort aufgestellten französischen Posten haben sich bis jetzt
nicht vermeiden lassen . Die Mannheimer Bevölkerung jedoch
bewahrt eine anerkennenswerte Zurückhaltung . Die
»Münchener Po st" schreibt über die Mannheimer Be¬
setzung u . a . den Satz : „Der Poilu steht mit der wichtigste«
Eroberermiene da und findet nicht mehr Beachtung als ein
Laternenpfahl . . "

Mehr zu denken gibt die Besetzung der Motorenwerke
Mannheim A.-G . vorm. Benz, über die wir unsere Leser
laufend unterrichtet haben. Fast scheint cs, als ob der Verdachteiner Handels - und techn . Spionage nicht unbegründetwäre . Bereits am Ostermontag wurde dort eine grohe Han¬dels- und Schiffsmaschine von einem französischen Zivilisten
auf das genaueste photographiert und untersucht . Am Mitt -
woch machten sich nun zwei franzö fische Technikerdaran , Teile der Maschine abzufchrauben, und Messungen vor¬
zunehmen . Als man den Herren vorhielt, datz die Macine -
Friedenskommission und Interalliierte Friedenskommission der
Werkleitung bescheinigt habe, datz das Unternehmen sich tat¬
sächlich völlig auf Friedenszwecke umgestellt habe, antwortete
einer der Franzosen durch Porzcigcu einer Sondervoll¬
macht , unterzeichnet von General Degöutte . . .

Die Art einer solchen . Besetzung" eines deutschen Fabrik -
NVternehmens mit Weltruf gibt allerdings zu denken

Milch, Butter und Eier wesentlich bei . Landbezirke, die vor
kurzem noch den Markt und den Milobhof gut beliefert haben ,
stellten gerade vor den Ostertagen ihre Lieferung ein. Jeder
Hamsterer verrät seinen .Volksgenossen , der entweder nicht
hamstern kann (weil er die .Preisüberbietung nicht mitmachen
kann), oder aus sozialen Gründen nicht hamstern will . Alle
behördlichen Matznahmen können nur dann fruchtbar sei»,wenn jeder einzelne Volksgenosse sie unterstützt. Deshalb geht
die Mahnung , so heiht es im Polizeibericht, an alle Gutgesinn¬
ten, persönliche Interessen dem Allgemeinwohl hintanzustellenund an der Wiedergesundung unserer verfahrenen Wirt -
schaftsverhältniffe aktiv mitzuarbeiten . Der Wucher¬
beirat hat bereits zweimal getagt und sich von der Tätigkeitder Polizeibehörde überzeugen können . Was polizeilich ge¬
schehen kann, geschieht. Für den vollen Erfolg ist aber die Un¬
terstützung der Allgemeinheit unbedingt erforderlich.

*

Der "Voranschlag der Stadt Säckingen für 1622 ver¬
zeichnet 108,8 Millionen Mark Ausgaben und 91,1 Millionen
Mark Einnahmen . Ein ungedeckter Betrag von 17,7 Millio¬
nen Mark soll durch eine Umlage von 30 v. H. gedeckt werden.Die Schulden der Stadt im Jahre 1914 beliefen sich aus S04 000
Mark , stiegen während des Krieges auf 1 Million Goldmark
an , bis sie im Jahre 1922 die stattliche Höhe von 2,6 Millionen
Mark erreichten. ^

Man rechnet damit, im Laufe des Jahres ,die zweite H ä l f t e der Jnlandschulden abtragen zu kön¬
nen , nachdem die erste Hälfte bereits gedeckt werden konnte.Die schweizer Milchschulden konnten im Laufe des
Jahres 1922 in der Hauptsache durch Ausmhr von Holz von
645 974 auf 401 090 Franken herabgesetzt werden.Die endgültige Regelung dieser Frage hat bekanntlich sehrdas Reich übernommen.

Mannheim .
* Die Handelskammer Mannheim teilt mit »
In Ergänzung der Verordnung vom 16. März , durch welche

die Regierung verboten hatte, Eilt und Ausfnh vcuvifftgung
gen sowie Zn - und Aulaufsgenedmigurigen ' be, franzSsifche «
Stellen zu beantragen oder die aus der. Ausfuhr erzielten
Devisen an die Franzosen abzuführen , ist am 29. " März 1923/
veröffentlicht im „RetchSanzeiger" vom 31 . März 1923 Nr . 76,eine « eitere Verordnung erschienen . Durch diese Verordnung
ist eS verboten , Waren zu ' nefern oder sonstige Leistunzen
zu bewirken, wenn bekannt ist oder den Umständen nach an¬
genommen werden mutz , datz sie unter Mitwirkung von Dienst¬
stellen der an der Ruhrbesehung beteiligten Mächte oder an¬
deren nach den deutschen Vorschriften nicht zuständigen Stelle »dem Besteller oder einem sonstigen Empfänger zuqeführt wcr-
den sollen. Ebenso ist es verboten, Handlungen vorzunehmen oder
solche Lieferungen oder sonstige Leistungen vorzubereiten oder
zu fördern geeignet sind , insbesondere Anzeigen an Dienst¬
stellen der Vorgangs erwähnten Art zu erstatten.

Für Übertretung der. Verordnung sind , die gleichen Strafen ,wie in der Verordnung vom 16. März festgesetzt, d . h. Verf.ill-
erklärnng der Ware , Gefängnis oder Zuchthaus sowie Geld¬
strafe , die sich nach dem dreifachen Wert, der Ware bemiht, aufdie sich die strafbare Handlung bezieht .

Besonders bemerkenswert ist, datz nicht nur oerjenige fich
strabar macht, der selbst die Vorgangs erwähnten Dienststellenin Anspruch nimmt , sondern auch derjenige, der an einem Ge,
schüft beteiligt ist, von dem er wützte , datz eS von anocren
untqr Inanspruchnahme der vorgenannten Stellen abgewickeltwird.

Dolzvcrbillignng .
Auch bei den Holzpreiscn scheint sich ein Abbau rorzubercio

ten . Bei einer zu Beenden bei Waldshut stattgefundeuen Holz-
Versteigerung blieb der Erlös weit unter dem Anschlag . Der
Anschlag des Festmeters betrug 126 000 M., der Erlös 77 000
Mark . Nur sehr schönes Holz wurde über den Anschlag vcr-
kauft . In Schwerzen betrug bei der letzten Stammholzvecstei-
gerung der Anschlag 1000 Prozent über den Landcsgruid -
preis , der Erlös 700 Prozent . Nicht viel besser ging es in
Jestetten , wo bei der letzten Holzversteigerung nur noch ein
Erlös von 60 bis 70 Prozent erzielt wurde. Allgemein wer¬
den die Anschläge der jetzigen Situation entsprechend als viel
zu hoch bezeichnet. In Ballersweil wird zurzeit das Bau¬
material aus der benachbarten Schweiz bezogen , weil es dort
billiger als in Deutschland zu haben ist.

Bei einer Versteigerung von 2860 Festnieter Nutzholz von der
Gemeinde Müllheim und einer Reihe benachbarter Gemein¬
den war die Kauflust so gering , datz insbesondere für Tan -
nen - Staminhalz bei einem Anschlag von 800 Prozent des Lan ,
desgrundpreises teilweise noch nicht 50 Prozent der geforder¬
ten Preise erreicht wurden . Nur die Gemeinde Müllheim,
welche in der Hauptsache Eichen und Buchen ausgeschrieben
hatte , kam insofern günstig weg, als etwa Vs Million über
dem Anschlag geboten wurde. Infolge der reichen Einnahmen
aus den Waldungen ist die Gemeinde Müllheim auch in der
Lage, den Voranschlag für das Rechnungsjahr 1923 in Ein¬
nahmen und Ausgaben zu balancieren.

Kurze Nachrichten aus Waden.
*

Der Kampf um datz Hallenbad in Heidelberg scheintmit der vorgestrigen Bürgerausschutzsitzung ein vorläufiges Ende
(gefunden zu haben. In einer Sitzung , t*er eine vertrauliche Be-
prechung vorausging , hat der Stadtrat beschlossen, einen Ver¬

kauf oder einer Verpachtung des umstrittenen Objektes au dietvade-Aktiengesellschaft nicht zuzustimmen . Es hatte sich keine
einzige Partei für die Übergabe des Hallenbades an die Bade-
tzesellschaft ausgesprochen. Immerhin ist mit der Möglichkeit zurechnen, daß die Gesellschaft mit anderen Vorschlägen und Be¬
engungen erneut an die Stadt herantreten wird . Soweit dieT h e r m a l q u e H e in Betracht kommt, ist für Heidelberg das
wichtigste Moment , datz die Abgabe von Badewasser ununter¬
brochen wcitergchen kann. Wie die Heidelberger Blätter berich¬ten , werden schon jetzt in den Kliniken und in der Vangerow »
schule täglich 300 Bäder abgegeben oder können wenigstens ab¬
gegeben werden.

Nun hat die Pforzheimer Stratzenbahn mit dem
U . April ihren Betrieb eingestellt . Im Winter 1911 wurdeder Betrieb eröffnet, nachdem bereits im Jahre 1897 der Pforz¬heimer Stadtrat einen Sonderansschutz zur Behandlung der
Erstellung einer elektrischen Bahn eingesetzt und mit einer
Stettiner Firma Verhandlungen gepflegt hatte , die sich zer¬
schlugen . 1901 wurde der Badischen Lokaleisenbahngesellschaftder Auftrag zur Anfertigung eines Planes gegeben. Wegen
ungünstiger Mechnungsergebnisse städtischer Pläne hatte man
auf den Ban von Autzenlinien verzichtet. Man entschlotz sich
schtietzlich, die Bahn durch die Stadtverwaltung bauen
und betreiben zu kaffen. Im November 1909 lag ein neuer
Vertrag vor. nach welchem die Stadtverwaltung sich verpflich¬tete , die Arbeiterzüge morgens und abends auf den neuen An¬
lagen zu befördern . Am 5 . März 1911 wurde endlich mit den
eigentlichen Bauarbeiten begonnen. In einem Zeitraum von
nur zehn Monaten wurde der ganze Bahnbau in einer
Ausdehnung von rund sechsKilometer ausgeführt , so datzam 1 . Dezember 1911 der Strahenbahnbetrieb zunächst im
Viertelstundcnverkehr eröffnet werden korrnte . Nach einigen
Wochen wurde zum 6-Minutenverkehr und später zum 7 Vt»
Minutenverkehr übergegangen, der dann auch bis zuletzt ein-
«ehalten wurde . Am 14. Juli 1913 beschloß der Bürgerans»

hutz den zweigleisigen Ausbau der eingleisigen Strecken, um
Nom 7^ -Minutenverkehr zum 5-Minutenverkehr übergehen zu»önncn.

Obwohl nach dem Kriege der Stadtteil Dillweitzenstein laut
Eingemeindungsvertrag auf Ausbau der elektrischen Bahn bis
Dillweitzcnstein drängte , mutzte der immer mehr sich verschlech.
ternden wirtschaftlichen Verhältniffe wegen auch dieses Projektvollständig fallen gelassen werden.

Die immer wieder erhöhten Fahrpreise , die (von früber 0,10Mark ) inzwischen auf 300 Mark die Einzelfahrt gestiegen wa¬
ren , konnten die völlige Einstellung des gesamten Betriebes
«uch nicht mehr aufhalten . So ist schließlich nach einem Be-
schlutz des Bürgerausschusses vom 28 . Februar am Abend de»
Bl . März der Betrieb eingestellt worden, nachdem die Streck«
vahnhof —Kupferhammer bereits am 3. März eingestellt wor-
Heu war .

Der Freiburger Polizeibericht dom 4. April macht
einem Teil der Freiburger Stadtbevölkrung Vorwürfe
<— nämlich denen, die sich zu den Hamsterern gesellt
haben . Der Wettlauf der Hamsterer und Händler auf dem
Lande steigerte die Preise für die wichtigsten Lebensmittel in»
Ankontrcllierbare . Die Freiburger Stadtbevölkerung sei »eine
wahre Landplage " geworden, heiht eS in dem Polizei »
bericht. . Auch wird die geringe Mitarbeit in der Wucherbe¬
kämpfung gerügt . Nach einem erfreulichen Anlauf haben
die Anzeigen fast vollkommen aufgehört . Bel der eingetrete »
»en guten Jahreszeit fluten Tausende von Hamsterern auf
has Land und tragen zu einer fühlbaren Preissteigerung für

Wadiscber Landtag.
' i Die Beratung des Grund - und Gewerbesteuergesetzes.

Der Haushaltsausschutz des Landtages hat am Mittwoch beider Beratung der Abänderung des Grund - und Gewerbesteuer¬
gesetzes alle jene Paragraphen einstimmig akzeptiert , die aufeme Erreichung des Zieles : möglichst rasche Bezahlung d :rSteuern , hinauslaufen . So heißt es in Absatz 4 des abgeän -derten § 12 : „Steuernachträge sind in ihrer vollen Höhe inner¬halb eines Monats nach der Aufforderung zu zahlen " . Einekleine Änderung erfuhr der nächste Absatz, der als Absatz 5
festgesetzt wurde : „Auf Ansuchen des Steuerpflichtigen können
angemessene Fristen gewährt werden "

. Die Regierungsvorlage
sprach von den Fristen , die zu gewähren sind .

Nach dem 8 12a wird als Absatz 1 eingeführt : „Wird eine
nach diesem Gesetz zu leistende Zahlung nicht bis zu dem vor¬
geschriebenen Zeitpunkt bewirkt , so werden 5 Prozent Zinsenerhoben.

" — Die Bestimmung über Versäumnisgebührenwurde gestrichen .
Der Schlußsatz des angegriffenen Absatzes wurde wie folgt

festgesetzt :
„Soweit ein Zuschlag erhoben wird, werden Zinsen nicht

angeseht. Als Zahlung im Sinne dieser Vorschrift gelten
auch die Zuschläge gemäß 8 170 Absatz 2 der Reichsabgaben¬
ordnung . nicht aber Strafen . Gegen die Anforderung des
Zuschlages steht nur die Beschwerde offen.

"
Als letzter Absatz wurde der Passus festgesetzt : „Bei den Vor¬

auszahlungen ist die Anforderung von Zinsen oder Zuschlägennur zulässig, wenn eine Mahnung vorausgegangen ist .
"

Dann wurde zu dem schon mehrfach besprochenen 8 13, Ab¬
satz 3. dem sogen . Härte -Paragraphen , Übergegangen, den die
Berichterstatter Schmitt und Freudenberg des näheren erläu¬
terten . Die Sozialdemokratie erneuerte hier den schon früher
eingereichten Antrag , den Absatz 3 des 8 13 vollständig zu strei-
chen.

Am Donnerstag wurde gleich bei Beginn der Sitzung die Ab¬
stimmung über den sozialdemokratischen Antrag vorgenommen.Er wurde mit 13 gegen 5 Stimmen abgelehnt. — Die Debatteüber den 8 13 wurde dann fortgesetzt .

Kadiscke Übersicht .
Tum 75jübrigen Gedenktag der Lrbebung

Scbleswig-Dolsteins .
Auf das Telegramm , das der badische Staatspräsident aus

Anlatz des 76jährigen Gedenktages der Erhebung Schleswig-
Holsteins an den Vorsitzenden des Provinziallandtages Ober¬
bürgermeister Dr . Todsen in Flensburg gerichtet hatte, ist fol¬
gendes Antworttelegramm eingegangen:

„Kiel, den 31. März 1923»An den Staatspräsidenten des Freistaats Baden .
Herrn Remmrle in Karlsruhe .

Provinziallandtag und Einwohnerschaft Schleswig-Hol¬
steins senden dem in Treue bewährten badischen Bruder »
stamme und seiner Regierung tief empfundenen Dank fürdie Bekundung treudeutscher Wünsche bei der 75 . Wiederkehrdes Tages , an dem die Schleswig-Holsteiner einmütig sich
für ihr Recht und ihr Deutschtum gegen die Fremdherrschaft
erhoben. Das Bewußtsein der Verbundenheit aller deutschen
Stämme stärkt den Kampf um deutsche Art in des Reiche »
meernmschlungener Nordmarkl

Der Vorsitzende
tzeS Provinziallandtags und ProvinzialauSschuffeS.

gez. Dr , Todfen.
Der Lande«bo >"^mann der Provinz SchlckwigHolsteirr

gez. Pahtke."

* Rr . 15 des Badischen (Gesetzes - und Verordnungsblattes hat
folgenden Inhalt : Gesetze über die Entschädigung der Land-
tagsabgeordneten ; über die Abänderung des Gesetzes, die
Versicherung gegen Hagelschaden betreffend; Über den Auf¬
wand für die Volksschule . — Verordnungen und Bekannt¬
machungen : des Staatsministeriums : die Gebühren der Ge-
sundheitsbeamten für amtliche Verrichtungen ; über die Be¬
steuerung der Dienstwohnungen der Beamten ; über die Än¬
derung des Hundesteuergesetzes vom 14. Dezember 1922 ; de»
Ministeriums des Innern : die staatliche Prüfung der Den¬
tisten ; die Abhaltung von Tanzbelustigungen ; Verpflegungs¬
sätze für Kranke im Laudesbad in Baden und im Landessot-
bad in Dürrheim ; des Justizministeriums : über Kosten der
Untersuchungshaft und des Vollzugs ton Freiheitsstrafen ;
über die wandelbaren Bezüge der Notare ; die Inkraftsetzung
des Reichsgrundbuchrechts; des Arbeitsministerjums : Schutz
der Mieter .

SchülermonatSkarten für Lehrlinge. Die neuen Tarifvor¬
schriften, wonach Schülermonatskarten bei der Deutschen Reichs¬
bahn außer den Handwerkslehrlingeu auch den sonstigen Lehr¬
lingen zugänglich gemacht werden, treten , entgegen den in letz¬
ter Zeit mehrfach erschienenen Pressemitteilungen , nicht sofort,
sondern erst ab 1 . Mai 1923 in Kraft .

u . Herbolzheim, 5 . April. Bei der gestern stattgefundene«
Bürgermeisterwahl wurde Herr Bürgermeister Steinhrrr von
St - Georgen zum Bürgermeister unserer Gemeinde gewählt

Ans der Landeshauptstadt .
Aus der Stadtratssitzuug vom 28. März .

Gas - und Strompreise . Die zurzeit laufende Ablesungs-
Periode für Gas und elektrischen Strom hat am 16. März
begonnen . Im Gegensatz zu einer Reihe anderer Städte , die
genötigt waren , ihre Preise für die entsprecheiche Periode aber¬
mals zu erhöhen u . damit die Karlsruher Preise zum Teil ganz
erheblich zu überschreiten, können hier diesesmal die bisherige«
Preise beibehalten werden. Nun wird nach Zeitungsnachrich¬
ten im April eine Senkung des Kohlenpreises eintreten . Trifft
dise Nachricht zu, so ist für die nächste Ablesungsperiode auch
eine Herabsetzung der Gas - und Strompreise zu erwarten .
Um gegebenenfalls die Abnehmer möglichst frühzeitig in den
Genuß der Preissenkung zu setzen, hat der Stadtrat beschlos¬
sen, die laufende Ablesungsperiode, soweit technisch möglich,
zu kürzen, so datz die neue Ablesung mit den verbilligten
Preisen schon in der ersten Hälfte des April beginnen kann.
Die neuen Preise werden sobald nur möglich, bekanntgegebe «
werden .

Danksagung . Der Nähmaschinenfabrik Karlsruhe vorm.
Haid L Neu wird für eine dem städt. Fürsorgeamt zu Wohl-

S hrtszwecken zur Verfügung gestellte Nähmaschine verbindlich »
x Dank ausgesprochen.
* Bürgern »eisterwahl . Da die Auitszeit des Bürgermeister»

Dr . Max Horstmann am 30. April d. I . abläuft , hat de«
Etadtrat gemäß 8 21 der Badischen Gemeindeordnung und
88 54 ff. der Badischen Gemeindewahlordnung Tagfahrt zur
Vornahme der Neuwahl eines Bürgermeisters auf Samstag ,
den 16. April d. I ., nachmittag» von 5—6 Uhr, in den große»
Rathaussaal anberaumt .

* Vorfrühling im Karlsruher Stadtgarten . Der Lenz ist
ins Land gezogen und wieder blaut der Himmel und strahlt
die Sonne über die sich schmückende Erde. Im Stadtgarte »
prangen bereits , nach den wenigen Tagen wohliger Wärme
die Frühjahrsboter : : Schneeglöckchen, Krokus und das beschei¬
dene Maßliebchen Schon folgen ihnen zahlreiche
Sprötzlinge unserer Gartenfiora , die täglich um tanscnoerce»



Nuancen ihrer Buntheit bereichert wich. Schon erheben sich
die farbenprächtigen Tulpen und da und dort öffnen Magno¬
lien ihre weihen und rötlichen Kelche, währenddessen in da¬
mische Grün der Rasen wildwachsend « Blumen buntschillernde
Muster weben. Busch und Baum schmücken sich mählich und
rings um den See knospen die Erlen » Platanen und Weiden.
In diesem Jahre » wo der Reiseverkehr mehr denn je zuvor
gehemmt oder erschwert ist. werden wir Karlsruher es vcsor-
ders zu schätzen wissen» was uns unser Stadtgarten ist . Ob
man durch seine stillen, blumen - und blütenrerchen Pfade Hin-
Wandelt oder durch das Düster seltener Grotten , oder ob man
nach unterhaltendem Verweile»» im Tiergarten eine kleine
Lauterbergwanöerung unternimmt » um den Blick hinüber¬
schweifen zu lassen zu den noch weithrn schneeweißschimmern¬
den Schwarzwald - und Vogesenkuppen, »mmer wieder wird
man sich hier, als vollwertiger Ersatz eines Heuer unter Um-
ständen recht beschwerlichen und kostspiellgen Ausflugs , Stun¬
den der Erholung , Freude und des Genießen» verschaffenkönnen.

Große Deutsche Kunstausstellung .
Bon der Ausstellungsleitung werden wir um Veröffent¬

lichung des folgenden Aufrufs gebeten:
Große Deutsche Kunstausstellung Karlsruhe 1923. Für die

rückschauend « Abteilung der Ausstellung bedarf die Ausstel¬
lungsleitung noch einiger Werke aus der GründungSzeit der
Kunstakademie und zwar I . W. Schirmer , K. F . Lessing und
Johann Canon . Diese Werke aus Karlsruhe oder sonst nahem
Besitz zu erhalten » würde der Ausstellung große Kosten erspa¬ren und die Brücke aus der alten in die neue heutige Jett
lückenlos Herstellen . Die AuSftellunqsleitung bittet Besitzervon '. i^ ' -rn dieser Künstler , sic mit Rücksicht auf die schon im
kommenden Monat stattfindende Eröffnung der Ausstellungalsbald bei dem Geschäftsführer , Herrn Körber, Westendstratze81» anzumelden , damit die Werke noch kataloggemätz und auS-
stellungswürdig eingereiht werden können.

Aus der Angestelltenversicberuns .
Wände rversicherung.

# Ein Versicherter ist ein solcher Versicherter» der Beiträge
zur Angestellterwersicherung und zur Jnvalidenvevsicherung
entrichtet hat . Der Wanderveosicherter hat also in der erstenZeit seiner Berufstätigkeit der einen und später der anderen
Versicherung angehört, z . 83 . : ein Arbeiter rückt zum Werk¬
meister auf und wandert infolgedessen von der Invalidenver¬
sicherung zur Angestelltenversicherung. Aber auch ein solcher
lVeosicherter ist ein Wanderversicherter , der zwei verschiedene
Berufstätigkeiten neben einander ausübt . von denen die eine
angestelltenverficherungspflichtig, und die andere invalidenver¬
sicherungspflichtig ist : ein Arbeiter betätigt sich abends als
Musiker . Der Fall , daß für rin und denselben Zeitraum Bei¬
träge zu beiden Versicherungen entrichtet werden, kann auchin dem zuerst erwähnten Beispiel eintreten , wenn der Ver -
sicherte in der Zeit , in der er angestelltenvebsicherungspflichtig
ist, freiwillige Beiträge zur Invalidenversicherung entrichtet.
Dagegen ist es seit dein 1 . Januar 1923 nicht mehr möglich ,daß für ein und dieselbe Tätigkeit Pflichtbeiträge zu beidrn
Vevsicherungen zu entrichten sind .

In der Angestelltenversicherung erlischt die Anwartschaft,wenn voin 2. bis 11 . Vevsicherungsjahr weniger als 8 und
später weniger als 4 Beitragsmonate in jedem einzelnen Ka¬
lenderjahr zurückgelegt sind . In der Invalidenversicherung
erlischt die Anwartschaft , wenn während zweier Jahre nachdem auf der Quittungskarte verzeichneten Ausstellungstage
weniger als SO Wochenbeiträge auf Grund der Versicherungs¬
pflicht oder der Weiterversicherung entrichtet worden sind . Bei
der Selbstversicherung und ihrer Fortsetzung müssen während
dieser Frist mindestens 40 Beiträge entrichtet werden , außer
wenn auf Grund der Versicherungspflicht mehr als 60 Bei¬
träge geleistet worden sind. Im Sinne dieser Vorschriften wer¬
den die zu beiden Versicherungen geleisteten Verträge zusam -
mengerecknet, soweit sie nicht für die gleichen Zeiträume ent¬
richtet sind. Bier Beitragswochen der Invalidenversicherung

werben hierbei einen Beitragsmonat der Anx-ptelltenverfiche-
rung gleichgerechnet . Demgemäß braucht ein Versicherter der
Invalidenversicherung nach seinem Übergänge zur Angestell¬tenversicherung für die "Zeit , für die er Beiträge zur Ange¬stelltenversicherung entrichtet, nicht auch noch freiwillige Bei¬
träge zur Invalidenversicherung zu entrichte» ; vielmehr wird
durch die zur Angestellterwersicherung zu entrichtenden Pflicht¬oder freiwilligen Beiträge zugleich auch die Anwartschaft ausder Invalidenversicherung aufrecht erhalten . Versichert er
sich gleichwohl in der Invalidenversicherung freiwillig weiter,so erhält er für die Zeit der Doppelversicherung die Steige¬rungssätze aus beiden Versicherungen. Eine » vollen Gegen¬wert für die doppelte Beitragsleiftung besteht also nicht, weilin jedem Beitrag auch die Deckung für die Grundbeträge und
Teuerungszulagen enthalten ist, die auch der Wanderver¬
sicherte aus beiden Versicherungen insgesamt nur einmal er¬
hält . Die in beiden VevsichevungSzweigen zurückgelegtcn Er -
fahzciten werden nicht zufammcngerechnet . Die Zugehörig¬keit zu der einen Versicherung erhält also nicht in allen Fällenzugleich die Anwartschaft aus der anderen Versicherung auf¬recht . Wenn z . 83. ein Arbeitnehmer zuerst invalideiwcrsiche-
rungspflichtig wird und dann eine staatlich anerkannte Lehr¬anstalt besucht, so wird ihm diese Zeit des Anstaltsbesuches als
Ersatzzeit nur in der Angestellterwersicherung nicht in der In¬
validenversicherung angerechnet. Der Arbeitnehmer muß alsoin der Zeit des Anstaltsbesuches durch Weitrozsentrichtung da¬
für sorgen, daß seine Anwartschaft aus der Jnbalidenversiche »
rung nicht verfällt . Ob er die hier noch erforderlich Mindcst-
zahl von Beiträgen (für 20 Wochen — 5 Monate in 2 Jahren )
zur Angestellterwersicherung oder zur Invalidenversicherung
entrichtet, ist unerheblich. Zu Ersatzzeiten » erden auch Un¬
fallrente , Friedensmilitärdienst , Kriegsdienst, Krankheit in ge¬
wissem Sinne gerechnet.

Ikornmunalpolil. Rundschau .
Torfstichordnung in Liechtenstein.

XL . Bei Neuregelung des Sachenrechts hat man sachgemäßeine Zusammenstellung des neuen TörMchrechts vorgenom¬
men : Jeder neue Anstich eines TorfgrunidstückS bedarf der Be¬
willigung des Gemeinderats jener Gemeinde , in der das Torf¬
grundstück liegt . Über die Eignung eines Grundstücks zur
Ausbeutung von Torf entscheidet im Zweifel der Gconeinde-
vorsteher unter Vorbehalt der Beschwerde an die Regierung .
Es darf in der Regel nur zum Zwecke des Brennens Torf ge¬
stochen werden, nicht aber zu fabrikmäßigem Verarbeiten oder
zu ähnlichen Zwecke»«. Ausnahmen von diesein Verbot kön¬
nen vom zuständigen Gemeinderat nur für den eigenen Be¬
darf des Torfs !«chenden bewilligt werden . Wer Torfhandel
(aber »rur zu Wrennzwecken ) betreibt , kann vom zuständigen
Gemeinderat zu einem Beitrag an die Unterhaltung und Ver¬
besserung der durch Torffühwverke beschädigten Uurstraßen
verpflichtet werden . Die Verpflichtung zu dieser öfsendlich -
vecht.ichen Abgabe kann in der Höhe bis zu 0,50 Fr . für jede
Fuhre Torf durch schriftlichen Entscheid festgesetzt werden.
Torf darf nicht tiefer als 2 Meter obgestochen werden . Gegen¬
über jedem anstoßenden Grundstück ist in allen Fällen außer
dem gesetzlichen Abstand eine Böschung von höchstens 45 Grad
Neigung anzulogen . Der Torfstich darf nur bis zu 20 Zen¬
timeter au das Nachbargrundstück geführt werden . Ist jedochdas Nachbargrundftück abgestochen , so darf der Stich minde¬
stens so nähe an die Grenze gehen wie der nachbarliche. Gegen¬
über öffentlichen Wege» und Marksteinen hat der Stich eine
Entfernung von mindestens 30 Zentimeter , gegenüber öffent¬
lichen Gassen eine solche von mindestens 1 Meter und gegen¬über öffentlichen Straßen von mindestens 2 Meter einzuhal¬
ten . Gegenüber Gräben und Kanälen ist «ine Entfernungvon mindestens 40 Zentimeter cinzuhailten» dagegen braucht
die Böschung höchstens 40 Zerrtimeter über den normalen Was .
serspicgel zu beginnen . Ausnahmen von diesen gesetzlichen
Abständen kann der Gemeinderat , in dessen Gemeinde das
Grundstück liegt, bewilligen» sofern wichtige Gründe es recht¬
fertigen . Gegenüber öffentlichen Wegen kann eine Ausnahme
nur gewährt werden, wenn der torfstechendc Grundeigentümer
sich schriftlich verpflichtet, den betreffenden Weg, soweit er an

sein Grundstück stoßt, in seinen» früheren Zustand wiederhpv»
zustellen und zu unterhalten . Diese Verpflichtung kan» auf
Bedangen deS Gemeindevorstehers als Grundlmt ins Grund¬
brich emgetragen werden . Bei öffentlichen Gassen und Stra¬
ßen kann keine Ausnahme gestattet werdeir — Torfstecher sind
für jeden Schaden haftbar , den sie beim Torfstecher»' schuldhaft
verursachen. Ist die Höhe des Schadens nicht genau bestimm¬bar , sö entscheidet das Landgericht nach freiem Ermessen u/ .t«r
Anhörung von Sachverständigen (z. 83. Ortsschatzmänuern ) .Die Geltendmachung dieses Schadens kann in einem anhängi¬
gen VerwaltungSstrasvcrfahren , sonst ober auf dem Prozeß .
Wege erfolgen . — Wer chne Bewilligung des zuständigen Ge-
meinderatS Torf sticht oder die gesetzlichen Maße nicht cinhält ,kann auf Anzeige des Gerneinderats von der Regierung , ihre«
Ehcf oder einer anderen Amtsperson mit einer Ordnungs¬
strafe belegt werden . Außerdem kann der Verwaltungszwang
ausgeübt werden (nach den Bestimrnungen deS Gesetzes überdi« allgemeine Landesverwaltungspflege ) .

Dtaatsauzerger.
Bekanntmachung.

Die Apsthekr in Appenweier.
Dem Apotheker Wilhelm Ostermeier in Pforzheim wurd« die

persönliche Berechtigung zum Betrieb einer selbständigen Apo¬
theke in Appenweier verliehen.

Karlsruhe » den 5. April 1923 .
Der Minister deS Innern .

Remmele .

lpersonellcr XLeil .
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhcsetzungrn ufw.

der planmäßige » Beamte »
AuS dem Bereich des Staatsministcriums.

Zuruhrgesetzt :
Oberrechnungsrat Emil Zahs bei der Oberrechnungskammer

auf Ansuchen.
Ministerium des Kultus und Unterrichts .

Evang. Kirchenregierung .
Ernannt :

die Pfarrer : Albert Graf in Lichtenau zum Pfarrer in Met¬
ier (Amt Pforzheim ). Einst Demuth in Weiler bei Pforzheim
zum Pfarrer in Lahr (Stiftskirche ) , Dir. Ludwig Eißenl - ffelin Rosenberg zum Pfarrer in Flinsbach, Ludwig Jörder in
Wittlingen zum Pfarrer in Breisach, Kurt Krieger in Wald¬
wimmersbach zum Pfarrer in Ottenheim ; die Pfarrver weser:
Friedrich Bühler in Willstätt zum Pfarrer in Lichtenau, MaxGettert in Tcnnenbronn zum Pfarrer daselbst , Adolf Mangerin Mannheim zum Pfarrer in Bauschlott, sowie Vikar Hugo
Batz in Karlsruhe zum Pfarrer in Willstätt .

Gewählt :
Kirchenrat Ludwig Camrrrr in Wertheim erneut zum Dekandes Kirchenbezirks Wertheim.

Auf Ansuchen zuruhegesetzt:
Oberkirchenrat Dr . Richard Ruzinger in Karlsruhe , Pfarrer

Kirchenrat Dr . Paul Menton in Breisach und Pfarrer Wilhelm,Duffing in Holzen.
Ministerium der Finanzen.

In den einstweiligen Ruhestand versetzt?
Münzrat Wilhelm Zentner in Karlsruhe .

Domänenabteilung.
Versetzt :

Oberheizer Kasimir Netzbach beim Fernheizwerk hier zum
Rechnungshof unter Ernennung zum Amtsgehilfen.

Gestorben :
Dekan. Kirchenrat und Stadtpfarrer von der Flor in Pforzheim. Kirchenrat Pfarrer Däublin in Weinheim. Pfarrer Wil¬

helm Ratzel in Wertheim, Pfarrer Otto Kaufmann in Olten »
be 'm.
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t Heute Samstag , den 7. April ^

i Eröffnungs- Feier
großem Sonder - Konzert
der verstärkten Künstlerkapelle Ratze)

Der neue Besitzer:
Arthur Weber ,

Konditormeister

Bekanntmachung.
Enteignung eines Grundstücks in der Luifen -

stratze in Wiesloch detr .
Gemäß § 32 Abs . 2 des bad. Enteignungsgesehesvom 26 . Jum 1899 bringen wir folgendes zur Kennt¬

nis : R.763
Zwecks Durchführung des OrtsstraßenplaneS in der

Geineinde Wiesloch hat das bad. Staatsministerium
zu Gunsten der Gemeinde Wiesloch laut Erlaß vom
19. März 1923 Nr . 4637 beschlossen» daß die Eigen-

3736tümer des Grundstücks Lgb. Nr . —j — gemäß § 31 deS
Irdischen Enteignungsgesetzes verpflichtet sind , von
chtrm

^ ^ nannten Grundstück das Teilgruudstück Lgb.
Nr . - mit 74 qm nach Maßgabe deS Meßbrief -
auszuas vom II . April 1922, vorbehaltlich der festzu -stellenden Entschädigung, an die Stadtgemeinde Wies-loch zum Zweck der Herstellung der Luisenstraße ab«
zutreten .

WieSloch » den 31 . März 1923.
Bezirksamt : Naumann .

Badisches Landestheater .
Sonntag , den 8. April .

vorm . H b . g. 1 Uhr . Sp. I . Abt . 1600 M.
Uraufführung: Auferstehung .

abends C ' /i b. n . 9 Uhr . Sp . L Abt 7000 M.
Tiefland .

Konzerthaus .
abends 7—9' /. Uhr . Parkett I . Abt . 3000 M.

Charleys Tante .
Bekanntmachung.

Diejenigen Steuerpflichtigen , die nach dem Steuer¬
bescheide über Grund - und Gewerbesteuer für daS
Rechnungsjahr 1922/23 mindestens 2500 M . Grund »
und Gewerbesteuer zu zahlen hatten , sind gemäß § 12
Abs . 2 des Grund - und Gewerbesteuergesetzes ver¬
pflichtet , für das Rechnungsjahr 1923/24 Vorauszah¬
lungen in Höhe der nach dem Steuerbescheide für1922/23 geschuldeten Steuer zu leisten.

Die erste Vorauszahlung mit einem Viertel des für
1922/23 geschuldeten Betrages hat bis zum 13. April

, 1923 zu erfolgen . R.775
An die Zahlung wird erinnert .
Bei nicht rechtzeitiger Zahlung werdet» Mahnge¬bühren erhoben.
Karlsruhe , den 5. April 1923 .

Finanzamt -Stadt . Finanzamt -Land.
Die « eueinteilnng von Bangrnudftücke « im
Gewann » reitwiefe « der Semartnng Singe »

betreffend.
Das Badische Siaatsministerium hat laut Erlaßvom 12 . März 1923 Nr . 4539 beschlossen, daß die

Eigentümer deS Grundstücks Lgb. Nr . 3789 sowie die¬
jenigen der Grundstücke Lgb. Nr. 3793» 3806, 3808,3794 , 3797 , 3798. 3799 . 3800» 3804 . 3810 und 3812
der Gemarkung Singen gemäß § 16 Absatz 6 desO .St -G - verpflichtet sind, an der Reueinteflung der
Grundstücke im Gewann Breitwiesen nach MaßgabedeS vom Gemeinderat Singen mit Aktenvermerk vom6- Oktober 1922 genehmigten Planes vom 7. Januar1922 tcilzunehmen . R .762

Durlach , den 3. April 1923.
Bad . Bezirksamt .

Dr . Mahs .
Die Herstellung von 4

eisernen Hilfstragwerken
(13200 Kg. Flußeise» )

wird nach Verordnung des
badischen Ministeriums

der Finanzen vom 8. Ja¬

nuar 1907 öffentlich ver¬
geben. Zeichnung u. Be-
dingnisheft ist bei uns
einzusehen. Das Letztere
wird , soweit der Vorrat
reicht, gegen Voreinsen¬
dung des Betrages von
1500 M . nach auswärts
abgegeben. Angebote, mit
der Aufschrift „ Hilfstrag -
werke " sind bis spätestens
am 19. April 1923» vor¬
mittags 11 Uhr, verschlos¬
sen und postfrei einzusen¬
den. R.778

Brückenbaubür»
der Reichsbahndirektio»

Karlsruhe » Karlfriedrich-
str. 23, 2. SU Zimmer 17.

AMHolz - Mus.
Bad. Forstamt Stockach

verkauft freihändig gegen
Barzahlung aus hiesige »
Staatswaldungen 651
Raummeter Grubenholz ,
unentrindet in einem Los.
80 Proz . Fi .» 10 Prozent
Weißt « . 10 Proz . Kte .
Das Holz ist in 2 Klassen
sortiert : 1. Kl. 1.55 Mtr .
lang von 5 bis mst 7 Zmtr .

wärts bis 20 Zmtr . (meist
ca 15 Zmtr . ) . Anfall : 575
Rmtr . ; 2. Klaffe 1,25 Mir .
lang von 5 bis 7 Zmtr .
Anfall : 76 Rmtr . Ange.
bote wollen bis 18. April
anher eingereicht werden.
Zuschlagsfrist» währen¬
der der Bieter an fein Ge¬
bot ^ gebunden bleibt, 5
Tage . Der Zuschlag kann
bei Höchstgebot auch an
Nichtgrubenholzfirme» er¬
teilt werden . Die Geneh¬
migung durch die Forst¬
abteilung Finanzministe¬
riums bleDt Vorbehalte».

Bezugscheinfreie 0 .364

Kohlen
X und Brennstoffe aller Art

liefern # \

••«• •r •• •••• •••••

Anmeldungen
zur Entrichtung der

w
im Abrechnungsverfahren

sind zu haben bei der
G. Braunschen Druckerei

Karlsruhe
14 Karlfriedrichstraße 14

8MP9 der luftige der KM Singen
(HchenlMch 099 1913.

Aufgrund der Anlehensbedingungen wird die von
der Stadtgemeinde Singen (Hohentwiel) im Jabr 1913
aufgenommene Anleihe auf 13 . Oktober 1923 zur
Heimzahlung gekündigt. B .362

Mit diesem Tage hört die Verzinsung auf . Die
Auszahlung der Schuldverschreibungen zum Nennwert
mit den darauf haftenden Zinsen erfolgt gegen Rück¬
gabe der Stücke und der noch nicht verfallenen Zins¬
scheine sowie der Zinsscheinanwcisungen bei der Stadt «
lasse Singen und bei den auf den Schuldverschreibnu,
gen und Zinsscheinen angegebenen Zahlstellen-

Singen (Hohentwiel), den 22. März 1923.
Der Gemeinderat .

Druck der Karlsruher Zeitung»
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